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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Änderung der Transplantationsverordnung 
 
 
Stellungnahme von 
 
Name / Kanton / Firma / Organisation : Kanton Solothurn 
 
Abkürzung der Firma / Organisation  : Departement des Innern, Rechtsdienst 
 
Adresse, Ort : Ambassadorenhof / Riedholzplatz 3, 4509 Solothurn 
 
Kontaktperson : Lukas Widmer 
 
Telefon : 032 627 93 47 
 
E-Mail : Lukas.Widmer@ddi.so.ch 
 
Datum : 10. Januar 2017 
 
 
Hinweise 

1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 
2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden 
3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 3. Februar 2017 an  

transplantation@bag.admin.ch und dm@bag.admin.ch 
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Transplantationsverordnung; SR 810.211 

Allgemeine Bemerkungen 

Die vorgesehenen Änderungen und die damit verfolgte Stossrichtung werden grossmehrheitlich begrüsst. Die vorgeschlagenen Ausführungsvorschriften 
zur neu eingeführten Nachverfolgung des Gesundheitszustandes von Lebendspenderinnen und -spendern ermöglichen eine nachhaltige Kontrolle von de-
ren körperlichen Verfassung. Das periodische Anbieten von Gesundheitsüberprüfungen sowie die weitere Information und Beratung bei bestehendem 
Handlungsbedarf sind hierfür unabdingbare Bestandteile. Ferner erweist sich die Erweiterung der Melderechte bei Organ- und Blut-Stammzellenent-
nahmen, bei erfolgter Einleitung von medizinischen Massnahmen zur Gewinnung von Blut-Stammzellen sowie bei allen Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
autogenen Transplantationen als sachgerecht. Dadurch wird die Transparenz in diesem anspruchsvollen Tätigkeitsgebiet erhöht, wodurch eine umfassen-
dere Aufsicht gewährleistet werden kann. 

 

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Artikel Kommentar Änderungsantrag 

Art. 8a und 
Anhang 1 
Ziff. 1 

Hinsichtlich der vorbereitenden medizinischen Massnah-
men, die bei Urteilsunfähigkeit und fehlender Zustimmung 
der spendenden Person unzulässig sind, sollte auf Verord-
nungsebene nicht integral auf die einschlägigen Medizi-
nisch-ethischen Richtlinien der Schweizerischen Akademie 
der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) verwiesen 
werden. Insbesondere ist der exakte Inhalt der betreffenden 
Richtlinien gegenwärtig noch nicht klar. 

Es wäre zweckmässig sowie im Interesse der Rechtsstaatlichkeit und der 
Transparenz geboten, wenn das Verordnungsrecht bereits das wesentliche 
Ausführungsrecht beinhalten würde und die SAMW-Richtlinien lediglich er-
gänzend oder allenfalls lückenfüllend zur Anwendung gelangen würden. 
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Bemerkungen zum erläuternden Bericht 

Seite / Artikel Kommentar Änderungsantrag 

 Keine Bemerkungen  
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